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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 


Den Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der in einzelnen Verwaltungs- 
zweigen des Landes Berlin beschäftigten Personen 
hat der Ausschuß für Beamtenrecht in der Sitzung 
am 5. März 1957 beraten, nachdem ein von ihm 
bestellter Unterausschuß eine eingehende Vorbera- 
tung durchgeführt hatte. 

Der Gesetzentwurf ist durch die besondere recht- 
liche Lage des Landes Berlin notwendig. Für die 
Beamten im Dienstbereich der Landespostdirektion 
Berlin und der Zoll- und Verbrauchsteuerverwal- 
tung einschließlich der Monopolverwaltung für 
Branntwein und des Devisenüberwachungsdienstes 
sowie der Sondervermögens- und Bauverwaltung 
des Landesfinanzamtes Berlin ist Dienstherr das 
Land Berlin. Auf ihre Rechtsverhältnisse sind, so- 
weit nichts anderes bestimmt ist, die für die Be- 
amten der entsprechenden Bundesverwaltungen 
jeweils geltenden Vorschriften und Bestimmungen 
sinngemäß anzuwenden. 

Für die Versorgungsempfänger dieser Verwal- 
tungen sowie für die früheren Beamten und Hin- 
terbliebenen finden die entsprechenden Vorschrif- 
ten und Bestimmungen des Bundes Anwendung. 
Für sie ist Dienstherr der Bund. 

Auf die Rechtsverhältnisse der Angestellten und 
Arbeiter der genannten Verwaltungen sind die für 
die Angestellten und Arbeiter der entsprechenden 
Bundesverwaltungen geltenden Gesetze und Aus- 
führungsvorschriften sinngemäß anzuwenden, so- 


weit sie als Bundesrecht einheitlich gelten. Arbeit- 
geber dieser Angestellten und Arbeiter ist jedoch 
wieder das Land Berlin. 

Der Beamte kann, wenn er es beantragt oder ein 
dienstliches Bedürfnis besteht, aus dem Dienst- 
bereich des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen in den Dienstbereich der Landes- 
postdirektion Berlin und aus dem Dienstbereich 
des Bundesministers der Finanzen in den Dienst- 
bereich der übrigen erwähnten Verwaltungen ver- 
setzt werden. Das gleiche gilt für eine Versetzung 
aus einem dieser Berliner Dienstbereiche in den 
Dienstbereich der entsprechenden Bundesverwal- 
tung. Jedoch soll dem Antrag eines versetzten Be- 
amten auf Rückversetzung stattgegeben werden, 
wenn dies mit Rücksicht auf seine persönlichen 
Verhältnisse der Billigkeit entspricht und zwin- 
gende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Es 
besteht Anlaß, diese Vorschrift besonders hervor- 
zuheben, weil durch sie die Versetzungen von Be- 
amten gegebenenfalls eine dauernde Wirkung nicht 
haben sollen. 

Hinsichtlich der einzelnen Vorschriften kann auf 
die Begründung des Gesetzentwurfs verwiesen 
werden. 

In § 4 Abs, 2 ist der erste Satz als entbehrlich 
gestrichen worden. 

In § 6 Abs. 1 ist der erste Halbsatz des Satzes 2 
ebenfalls als entbehrlich gestrichen und der zweite 
Halbsatz (nunmehr Satz 2) verständlicher gefaßt 
worden. 
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In § 9 Abs. 2 ist zur Klarstellung hervorgehoben 
worden, daß sich die Ansprüche aus den zusätz- 
lichen Vorschriften des Wiedergutmachungsrechtes 
des Landes Berlin gegen den Bund richten. 

In § 11 Abs. 1 wurde im zweiten Halbsatz fest- 
gelegt, daß § 178 Abs. 1 Nr. 1 des Berliner Landes- 
beamtengesetzes, der die Übernahme des früheren 
Personals der Verwaltung für Post- und Fern- 
meldewesen in das Beamtenverhältnis betrifft, 
nicht für die Fälle des § 171 a gilt, der die Absol- 
venten der Landesverwaltungsschule Berlin beson- 
ders berücksichtigt. 


Der § 12 hat lediglich eine Ergänzung ent- 
sprechend § 86 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
erhalten. 

Für das Inkrafttreten des Gesetzes ist der 
1. Mai 1957 festgelegt worden, damit ausreichend 
Zeit für die Übernahme des Gesetzes durch das 
Land Berlin zur Verfügung steht. 

Bonn, den 12. März 1957 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3041 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 12. März 1957 

Der Ausschuß für Beamtenredit 
Dr. Kleindinst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der in einzelnen Verwaltungszweigen des Landes Berlin 
beschäftigten Personen 
- Drucksache 3041 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 
(9, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der in einzelnen Verwal- 
tungszweigen des Landes Berlin beschäftigten 
Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Auf die Rechtsverhältnisse der Beam- 
ten im Dienstbereich der Landespostdirektion 
Berlin und der Zoll- und Verbrauchsteuer- 
verwaltung einschließlich der Monopolver- 
waltung für Branntwein und des Devisen- 
überwachungsdienstes sowie der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung des Landes- 
finanzamtes Berlin sind, soweit in diesem Ge- 
setz nicht etwas anderes bestimmt ist, die für 
die Beamten der entsprechenden Bundesver- 
waltungen jeweils geltenden Bestimmungen 
sinngemäß anzuwenden. An die Stelle des 
§58 des Bundesbeamtengesetzes tritt § 19 
des Berliner Landesbeamtengesetzes. 

(2) Dienstherr der Beamten der in Absatz 1 
genannten Verwaltungen ist das Land Berlin. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der in einzelnen Verwal- 
tungszweigen des Landes Berlin beschäftigten 
Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


(3) Die Zuständigkeit des Bundespersonal- 
ausschusses erstreckt sich auf den Dienst- 
bereich der in Absatz 1 genannten Verwal- 
tungen. 


§ 2 

(1) Der Präsident der Landespostdirektion 
Berlin wird vom Senat von Berlin auf Vor- 
schlag des Bundesministers für das Post- und 
Fernmelde wesen, der Präsident des Landes- 
finanzamtes Berlin vom Senat von Berlin im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen ernannt. 

(2) Die Präsidenten ernennen innerhalb 
ihres Dienstbereichs im Namen des Senats 
von Berlin die übrigen Beamten der in § 1 
Abs. 1 genannten Verwaltungen. Sie sind ge- 
genüber diesen Beamten, unbeschadet der 
Vorschrift des Absatzes 3, für alle beamten- 
rechtlichen Entscheidungen zuständig. Sie 
üben für ihren Dienstbereich die Befugnisse 
der obersten Dienstbehörde aus. 

(3) Entscheidungen der Präsidenten, die 
nach beamtenrechtlichen Bestimmungen für 
Bundesbeamte dem Bundespräsidenten, der 
Bundesregierung oder Bundesministern oblie- 
gen, bedürfen der Zustimmung des für die 
entsprechende Bundesverwaltung zuständi- 
gen Bundesministers; das gleiche gilt für die 
Abordnung und Versetzung von Beamten 
anderer Verwaltungszweige des Landes Ber- 
lin in den Dienstbereich der in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Verwaltungen, ferner für die Ab- 
ordnung und Versetzung von Beamten die- 
ser Verwaltungen in den Dienstbereich der 
entsprechenden Bundesverwaltungen sowie 
für die Einstellung von Beamtenbewerbern. 
Die Zustimmung kann auch allgemein erteilt 
werden. Soweit die in Satz 1 genannten Be- 
fugnisse im Bundesgebiet den Präsidenten der 
Oberpostdirektionen oder den Präsidenten 
der Oberfinanzdirektionen übertragen sind 
oder werden, bedarf es der Zustimmung 
nicht. 

(4) Der zuständige Bundesminister ist be- 
rechtigt, Weisungen für die dienstliche Tätig- 
keit der Beamten der In § 1 Abs. 1 genann- 
ten Verwaltungen zu erteilen. 

§ 3 

(1) Die in § 1 Abs. 1 genannten Verwal- 
tungen können unter ihrem Namen klagen 


§ 2 


unverändert 


§ 3 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


und verklagt werden. Sie werden jeweils 
durch den Präsidenten der Landespostdirek- 
tion oder des Landesfinanzamtes Berlin ver- 
treten, 

(2) Für Klagen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben worden sind, ver- 
bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 

§ 4 

(1) In Disziplinarverfahren sind die Bun- 
desdisziplinargerichte und der Bundesdiszi- 
plinaranwalt zuständig. Die in § 37 der Bun- 
desdisziplinarordnung genannten Beisitzer 
müssen ihren Wohnsitz im Dienstbereich der 
in § 1 Abs. 1 genannten Verwaltungen haben 
und, soweit auf sie § 37 letzter Halbsatz der 
Bundesdisziplinarordnung Anwendung fin- 
det, den entsprechenden Dienstbereichen die- 
ser Verwaltungen angehören. Die Beisitzer 
werden von dem Präsidenten der Landes- 
postdirektion oder des Landesfinanzamtes 
Berlin bestellt. In Disziplinarverfahren gegen 
den Präsidenten der Landespostdirektion 
Berlin oder den Präsidenten des Landes- 
finanzamtes Berlin werden die Befugnisse der 
Einleitungsbehörde von dem Senat des Lan- 
des Berlin und dem zuständigen Bundesmini- 
ster gemeinsam ausgeübt. 

(2) Absatz 1 gilt für förmliche Diszipli- 
narverfahren nur, soweit sie nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eingeleitet werden. Für 
förmliche Disziplinarverfahren, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet wor- 
den sind, verbleibt es bei den bisherigen Zu- 
ständigkeiten. 

§ 5 

(1) Der Beamte kann, wenn er es beantragt 
oder ein dienstliches Bedürfnis besteht, ver- 
setzt werden 

1. aus dem Dienstbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen in den 
Dienstbereich der Landespostdirektion Ber- 
lin, 

2. aus dem Dienstbereich des Bundesministers 
der Finanzen (Zoll- und Verbrauchsteuer- 
verwaltung einschließlich der Bundesmo- 
nopolverwaltung für Branntwein sowie der 
Bundesvermögens- und Bau Verwaltung) in 
den Dienstbereich der Zoll- und Ver- 
brauchsteuerverwaltung einschließlich der 
Monopolverwaltung für Branntwein und 


S 4 

(1) unverändert 


(2) Für förmliche Disziplinarverfahren, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes einge- 
leitet worden sind, verbleibt es bei den bis- 
herigen Zuständigkeiten. 


§ 5 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


des Devisenüberwachungsdienstes sowie 

der Sondervermögens- und Bauverwal- 
tung des Landesfinanzamtes Berlin. 

Das gleiche gilt für eine Versetzung aus 
einem der in Nummern 1 und 2 bezeidhine- 
ten Berliner Dienstbereiche in den Dienstbe- 
reich der entsprechenden Bundesverwaltung. 

(2) Versetzungen nach Absatz 1 sind ohne 
Zustimmung des Beamten nur zulässig, wenn 
das neue Amt derselben oder einer gleichwer- 
tigen Laufbahn angehört wie das bisherige 
Amt und mit mindestens demselben End- 
grundgehalt verbunden ist; ruhegehaltfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulagen gelten 
hierbei als Bestandteil des Grundgehalts. 

(3) Die Versetzung ist von der ober- 
sten Dienstbehörde auszusprechen, aus deren 
Dienstbereich der Beamte versetzt werden 
soll. Vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Versetzung ab wird das Beamtenverhält- 
nis zu dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; 
einer Ernennungsurkunde bedarf es nicht. 

(4) Der Beamte ist vor der Versetzung zu 
hören. 

(5) Dem Anträge eines versetzten Beamten 
auf Rückversetzung soll stattgegeben wer- 
den, wenn dies mit Rücksicht auf die persön- 
lichen Verhältnisse des Beamten der Billig- 
keit entspricht und zwingende dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. 

(6) Der Beamte kann, wenn ein dienst- 
liches Bedürfnis besteht, zur vorübergehen- 
den Beschäftigung unter Belassung seiner 
Dienstbezüge in den Dienstbereich abgeord- 
net werden, in den er nach Absatz 1 versetzt 
werden kann. Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
gelten entsprechend. 

§ 6 

(1) Nach Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses bei den in § 1 Abs. 1 genannten Ver- 
waltungen finden die für die Ruhestands- 
beamten, Witwen und Waisen und sonstigen 
Versorgungsempfänger sowie früheren Be- 
amten und Hinterbliebenen geltenden Be- 
stimmungen des Bundes Anwendung; dies 
gilt audi, wenn die Beendigung des Beamten- 
verhältnisses oder eines Beschäftigungs Ver- 
hältnisses, auf Grund dessen Versorgung nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften gewährt 
wird, vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 


§ 6 

(1) Nach Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses bei den in § 1 Abs. 1 genannten Ver- 
waltungen finden die für die Ruhestands- 
beamten, Witwen und Waisen und sonstigen 
Versorgungsempfänger sowie früheren Be- 
amten und Hinterbliebenen geltenden Be- 
stimmungen des Bundes Anwendung; dies 
gilt auch, wenn die Beendigung des Beamten- 
verhältnisses oder eines Beschäftigungs Ver- 
hältnisses, auf Grund dessen Versorgung nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften gewährt 
wird, vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


eingetreten ist. § 180 des Bundesbeamten- 
gesetzes ist entsprechend anzuwenden; jedoch 
tritt an die Stelle des Inkrafttretens des Bun- 
desbeamtengesetzes das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. Dienstherr ist der Bund; oberste 
Dienstbehörde ist der für die entsprechende 
Bundesverwaltung zuständige Bundesminister. 

(2) Für Klagen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben worden sind, ver- 
bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 


eingetreten ist. Bei Anwendung des Bundes- 
beamtengesetzes tritt an die Stelle seines In- 
krafttretens das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
Dienstherr ist der Bund; oberste Dienstbe- 
hörde ist der für die entsprechende Bundes- 
verwaltung zuständige Bundesminister. 

(2) unverändert 


§ 7 § 7 

(1) Auf die Reditsverhältnisse der Ange- unverändert 

stellten und Arbeiter der in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Verwaltungen sind die für die An- 
gestellten und Arbeiter der entsprechenden 

Bundesverwaltungen geltenden Gesetze und 
die zu ihrer Ausführung erlassenen Vor- 
schriften sinngemäß anzuwenden, soweit sie 
als Bundesrecht einheitlich gelten. 

(2) Arbeitgeber der Angestellten und Ar- 
beiter der in § 1 Abs. 1 genannten Verwal- 
tungen ist das Land Berlin. Der Präsident der 
Landespostdirektion Berlin und der Präsi- 
dent des Landesfinanzamtes Berlin vertreten 
insoweit das Land Berlin jeweils für ihren 
Dienstbereich. Vor dem Abschluß von Tarif- 
verträgen für den Dienstbereich der Landes- 
postdirektion Berlin ist die Zustimmung des 
Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen, vor dem Abschluß von Tarif- 
verträgen für den Dienstbereich des Landes- 
finanzamtes Berlin (Zoll- und Verbrauch- 
steuerverwaltung einschließlich der Monopol- 
verwaltung für Branntwein und des Devisen- 
überwachungsdienstes sowie der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung) die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen ein- 
zuholen. Die geltenden Tarifbestimmungen 
und Dienstordnungen bleiben bis zum In- 
krafttreten neuer Tarifverträge bestehen. 

(3) § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 gelten sinn- 
gemäß. Soweit Entsdieidungen nach § 2 
Abs. 3 auch nach den arbeitsrechtlichen Vor- 
schriften zulässig sind, gilt § 2 Abs. 3 sinn- 
gemäß. 

§ 8 § 8 

Das Personalvertretungsgesetz vom 5. Au- unverändert 

gust 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477) findet 
Im Dienstbereich der in § 1 genannten Ver- 
waltungen Anwendung; oberste Dienstbe- 
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Entwurf 

hörde im Sinne des § 51 des Personalvertre- 
tungsgesetzes ist der zuständige Bundes- 
minister. 

§ 9 

(1) Die nach den Bundesgesetzen zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes und zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für die im Ausland lebenden Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes bestehen- 
den Ansprüche von Personen, 

1, die im Bereich von Dienststellen geschädigt 
worden sind, deren Aufgaben von einer 
der in § 1 Abs. 1 genannten Verwaltun- 
gen ganz oder überwiegend weitergeführt 
werden, oder 

2. bei denen als Angehörigen oder ehemali- 
gen Angehörigen einer der in § 1 A'bs. 1 
bezeichneten Verwaltungen die Voraus- 
setzungen des § 22 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes gegeben 
sind, 

richten sich gegen den Bund, Dies gilt in den 
Fällen der Nummer 1 nicht, wenn ein ande- 
rer Dienstherr nach § 22 Abs. 3 des vorge- 
nannten Gesetzes zur Wiedergutmachung 
verpflichtet ist. 

(2) Die Vorschriften über das Nachdien- 
redit (§ 24 Abs. 5 des Berliner Gesetzes über 
die Entschädigung der Opfer des National- 
sozialismus vom 10. Januar 1951 — Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 85 — In Verbin- 
dung mit Artikel III Abs. 2 des Berliner Ge- 
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes vom 13. De- 
zember 1951 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 1141) sowie über den Wie- 
dergutmachungszuschlag und die Wiedergut- 
madiungsabfindung (Berliner Gesetz über 
die Zurruhesetzung wiedergutmachungsbe- 
rechtigter Angehöriger des öffentlichen Dien- 
stes vom 2. Dezember 1954 — Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 677 — in der 
Fassung des Ersten Gesetzes zur Änderung 
dieses Gesetzes vom 22. Juni 1956 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 685) 
bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 9 

(1) unverändert 


(2) Die Vorschriften über das Nachdien- 
redit (§ 24 Abs. 5 des Berliner Gesetzes über 
die Entschädigung der Opfer des National- 
sozialismus vom 10. Januar 1951 — Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 85 — In Verbin- 
dung mit Artikel III Abs. 2 des Berliner Ge- 
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes vom 13. De- 
zember 1951 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 1141) sowie über den Wie- 
dergutmachungszuschlag und die Wiedergut- 
madhungsabfindung (Berliner Gesetz über 
die Zurruhesetzung wiedergutmachungsbe- 
rechtigter Angehöriger des öffentlichen Dien- 
stes vom 2.^ Dezember 1954 — Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 677 — in der 
Fassung des Ersten Gesetzes zur Änderung 
dieses Gesetzes vom 22. Juni 1956 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 685) 
bleiben unberührt. Die Ansprüche aus diesen 
Vorschriften richten sich gegen den Bund. 
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Entwurf 

§ 10 

Soweit auf Angehörige der früheren 
Reichsverwaltungen, deren Aufgaben von 
Dienststellen der in § 1 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes genannten Verwaltungen übernom- 
men worden sind, Kapitel II des Bundesge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel IM des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen anzuwenden ist, gilt § 62 
des Gesetzes. Oberste Dienstbehörde ist der 
für die entsprechende Bundesverwaltung zu- 
ständige Bundesminister. 

§ 11 

(1) Die Vorschriften der §§ 170, 171, 171 a 
und 178 des Berliner Landesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Dezember 1954 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 747) über die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis bleiben un- 
berührt; § 178 Abs. 1 Nr. 1 gilt auch weiter- 
hin für die Fälle des § 171 a. Die Verpflich- 
tungen gehen auf die in § 1 Abs. 1 dieses 
Gesetzes genannten entsprechenden Verwal- 
tungen über. 

(2) Für Klagen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben worden sind, ver- 
bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 

S 12 

Erhält ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Dienst befindlicher Beamter nach diesem 
Gesetz Dienstbezüge, die geringer sind als die 
ihm bisher nach den §§ 9 bis 15 des Berliner 
Besoldungsgesetzes vom 2. Dezember 1952 in 
der Fassung des Sechsten Besoldungsände- 
rungsgesetzes vom 11. Februar 1956 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 189) zu- 
stehenden Dienstbezüge, so wird ihm eine 
ruhegehaltfähige Ausgleichszulage in Fiöhe 
des Unterschiedsbetrages so lange gewährt, 
bis dieser durch Erhöhung der Bezüge aus- 
geglichen wird; Erhöhungen infolge einer 
Änderung des Familienstandes oder eines 
Wechsels der Ortsklasse bleiben außer Be- 
tracht. 


S 13 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften erläßt die Bundesregierung. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

S 10 

unverändert 


S 11 

(1) Die Vorschriften der §§ 170, 171, 171 a 
und 178 des Berliner Landesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Dezember 1954 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 747) über die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis bleiben un- 
berührt; § 178 Abs. 1 Nr. 1 gilt nicht für 
die Fälle des § 171 a. Die Verpflichtungen ge- 
hen auf die in § 1 Abs. 1 dieses Gesetzes 
genannten entsprechenden Verwaltungen 
über. 

(2) unverändert 

S 12 

Erhält ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Dienst befindlicher Beamter nach diesem 
Gesetz Dienstbezüge, die geringer sind als die 
ihm bisher nach den §§ 9 bis 15 des Berliner 
Besoldungsgesetzes vom 2. Dezember 1952 in 
der Fassung des Sechsten Besoldungsände- 
rungsgesetzes vom 11. Februar 1956 (Gesetz- 
ünd Verordnungsblatt für Berlin S. 189) zu- 
stehenden Dienstbezüge, so wird ihm eine 
ruhegehaltfähige Ausgleichszulage in Fiöhe 
des Unterschiedsbetrages so lange gewährt, 
bis dieser durch Erhöhung der Bezüge aus- 
geglichen wird; Erhöhungen infolge einer 
Änderung des Familienstandes oder eines 
Wechsels der Ortsklasse sowie allgemeine Er- 
höhungen der Besoldungen infolge einer Än- 
derung der wirtschaftlichen Verhältnisse blei- 
ben außer Betracht. 

S 13 

unverändert 


9 



Entwurf 
§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Das nach § 7 Abs. 2 des 
Dritten Überleitungsgesetzes dem Bundes- 
minister der Finanzen und das nach § 10 des- 
selben Gesetzes sowie nach § 1 Abs. 3 des 
Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676) dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
zustehende Weisungsrecht wird durch dieses 
Gesetz nicht eingesciiränkt. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. Soweit bereits vor diesem Zeitpunkt 
nach § 8 verfahren worden ist, behält es hier- 
bei sein Bewenden. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 14 

unverändert 


§ 15 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1957 in 
Kraft. Soweit bereits vor diesem Zeitpunkt 
nach § 8 verfahren worden ist, behält es hier- 
bei sein Bewenden. 
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